
GVO: § 19 Rechtliche oder tatsächliche Verhinderung

§ 19  Rechtliche oder tatsächliche Verhinderung 
 
1Ist der Gerichtsvollzieher von der Ausübung seines Amts kraft Gesetzes ausgeschlossen, so gibt er den 
Auftrag unter Angabe des Grundes seiner Verhinderung an seinen ständigen Vertreter ab. 2Ist auch der 
ständige Vertreter verhindert, so zeigt dieser die Sachlage unverzüglich der Dienstbehörde an. 3Die 
Dienstbehörde sorgt für die Bestellung eines besonderen Vertreters zur Durchführung des Dienstgeschäfts. 
4Der übernehmende Beamte (Satz 1 und 3) teilt dem Auftraggeber die Übernahme des Auftrags 
unverzüglich mit. 5Die Mitteilung kann unterbleiben, wenn sie bei dem Auftraggeber nicht früher als die 
Nachricht über das Ergebnis der Amtshandlung eingehen würde. 6Ist der Gerichtsvollzieher an der 
Erledigung eines Auftrags tatsächlich verhindert, so gelten die Bestimmungen in den Sätzen 1 bis 5 
entsprechend.


